
Fragebogen für Kandidaten, die auch Unternehmer sind

Vorname Name

Unternehmen Position im Unternehmen

Kandidat für die Partei Politisch aktiv seit

Wahlkreis Listenplatz

Was zeichnet aus Ihrer Sicht Mittelstand und Unternehmertum in Deutschland aus?

Würden Sie sagen, dass mittelständische Unternehmen gut von der Politik repräsentiert werden? Bitte begründen Sie kurz Ihre Einschätzung.

Wie sind Sie mit der Politik in Berührung gekommen?

Warum haben Sie sich entschieden, persönlich politisch aktiv zu werden?

Wie stehen Sie zu der These, dass mittelständische Unternehmen per se politische Akteure sind?  
Was müsste passieren, damit Unternehmen noch mehr Gebrauch von ihrer politischen Einflussnahme machen bzw. was hindert sie daran? 

Hat Ihr politisches Engagement Einfluss auf Ihren Betrieb oder auf Kunden Ihres Betriebes?  
Worauf muss man sich als Unternehmer einstellen?

Wofür setzen Sie sich in Ihrer Partei besonders ein?

Wie möchte Ihre Partei mittelständische Unternehmen unterstützen?

Unternehmen.Politik 
Kandidierende zur  
Landtagswahl 2021


	Vorname: Muhterem
	Mittelstand in Deutschland: Mittelständische Unternehmen sind oft kreativer, weil beweglicher als die großen Konzerne. Sie sind Innovationstreiber unserer Wirtschaft in Baden-Württemberg. Zugleich leben gerade familiengeführte Unternehmen die Sozialpartnerschaft mit ihren MitarbeiterInnen vorbildlich und tragen damit zum Vertrauen in unsere soziale Marktwirtschaft bei. Wie wertvoll das ist, hat sich nicht zuletzt in der Krise gezeigt: viele Mittelständler haben – bis zu den letzten Rücklagen – alles getan, um ihre MitarbeiterInnen zu halten. Davor habe ich großen Respekt!
	Mittelstand Repräsentanz: Parlamente sollten im Idealfall die Gesellschaft widerspiegeln, die sie vertreten. Das meint Merkmale wie Alter und Geschlecht – auch hier haben wir noch Verbesserungsbedarf –, aber genauso die Mischung unterschiedlicher Berufsgruppen. Und da kann man klar konstatieren: Der Mittelstand ist im Parlament zu wenig vertreten. Umso wichtiger ist allerdings der Austausch zwischen Wirtschaft und Politik. Die Grüne Fraktion beispielsweise besucht bei jeder Klausur, also alle paar Monate, vor Ort verschiedene Mittelständler. Wir nehmen uns lange Zeit und am Ende auch viel mit für unsere Arbeit. Auch unser Ministerpräsident Winfried Kretschmann macht viele Unternehmensdialoge und schätzt diesen Austausch. 
	Berührung mit Politik: Politik ist nichts Abstraktes. Sie betrifft den Alltag von uns allen – also auch den Alltag von uns Unternehmerinnen und Unternehmern. Ich habe früh das Gefühl gehabt, dass es gut wäre, meine Unternehmerinnensicht – also das Wissen, was von wem erwartet wird, wo Herausforderungen liegen etc. – in die Politik einzubringen und für diesen Bereich Verantwortung zu übernehmen. Mittlerweile kann ich klar sagen: Meine politische Arbeit und meine unternehmerische Tätigkeit befruchten sich gegenseitig. Als Steuerberaterin erfahre ich hautnah, wo die Bürokratie zu kompliziert ist für die kleinen und mittleren Unternehmen, die wir betreuen.  
	Warum aktiv: Während meines Studiums der Wirtschaftswissenschaften Anfang der 90er bin ich mit Kommilitoninnen durch die Personalabteilungen der Stuttgarter Konzerne gezogen, um uns beraten zu lassen, welche Studienschwerpunkte Sinn machen. Bei Daimler hat uns eine Frau gewarnt vor der gläsernen Decke, an die Frauen vor allem dann stoßen, wenn sie gleichzeitig auch Kinder wollen. Das hat mich dazu bewogen, den Weg in die Selbstständigkeit zu gehen und mit eigener Kanzlei Familie und Beruf zu vereinbaren. Zugleich hat es mich motiviert, die Chancengleichheit von Frauen in Wirtschaft und Gesellschaft zu einem meiner politischen Schwerpunkte zu machen.
	politische Ziele: Als Diplom-Ökonomin bin ich schwerpunktmäßig natürlich Finanz- und Wirtschaftspolitikerin. Auf den Punkt gebracht: Ich werbe dafür, dass wir mit öffentlichen Geldern so umgehen, wie wir auch mit unserem privaten oder unternehmerischen Kapital umgehen würden. Dafür möchte ich Verantwortung übernehmen. Darüber hinaus liegt mein Fokus als Fachpolitikerin u.a. auf der Bildungspolitik. Hier habe ich mich insb. dafür eingesetzt, dass die beruflichen Schulen besser ausgestattet werden - mit Lehrkräften, damit weniger Stunden ausfallen und mit moderner Ausstattung, um Anschluss zu halten an die technische Entwicklung in der Arbeitswelt. Das hat die grün-geführte Landesregierung seit 2011 auch umgesetzt.
	Unterstützung für Unternehmen: Wichtigster Schwerpunkt ist die Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie. Wir Grüne wollen in Baden-Württemberg ein milliardenschweres Investitionsprogramm „Zukunftsland Baden-Württemberg: stärker aus der Krise“ auflegen. Es setzt konkrete Innovations- und Investitionsanreize für klimaneutrale Mobilität, Digitalisierung, Künstliche Intelligenz oder den Gesundheitsstandort BW. Im Frühjahr soll ein Programm „Neustart für die Innenstädte“ dem inhabergeführten Einzelhandel, der Gastronomie und der Kultur eine Perspektive bieten. Das ist mir extrem wichtig, auch, weil unsere gewachsenen Zentren einen immensen Beitrag zum gesellschaftlichen Miteinander leisten – und Einzelhandel, Gastronomie, Kinos, Bühnen und Kultureinrichtungen so zur hohen Lebensqualität in unseren Städten und Gemeinden beitragen.Ich persönlich setze mich außerdem dafür ein, dass wir bei den Corona-Hilfen einen fiktiven Unternehmerlohn ansetzen. Denn während bei Kapitalgesellschaften das Geschäftsführergehalt zu den Fixkosten zählt, die im Bundesprogramm auch berücksichtigt sind, kann der mittelständische Unternehmer seinen Lohn nicht als Fixkosten geltend machen – obwohl diese inhabergeführten Unternehmen eine hohe Verantwortung tragen, mit ihrem Privatvermögen haften etc. Aus diesem Grund muss hier nachgebessert werden – im Bestfall auf Bundes-, wenn nicht auf Landesebene.
	Unternehmer Politiker?: Unternehmen sind allein schon deshalb auch Akteure von Politik, weil sie von Politik betroffen sind. Was im Umkehrschluss bedeutet, dass Politik ihre Perspektive kennen und berücksichtigen sollte. Dazu muss sich Politik vor Ort informieren. Umgekehrt sind Unternehmen gut beraten, ihre Anregungen in die Politik einzuspeisen - über ihre Verbände oder direkt über die Abgeordneten ihres Wahlkreises.
	Politik und Unternehmen: Ganz klar: ja. Ganz konkret muss ich natürlich meine eigene Arbeitskraft durch zusätzliche Beschäftigte ersetzen. Das ist meiner Wahrnehmung nach auch der Grund, warum Selbstständige selten politisch aktiv sind: Wer ‚selbst‘ und ‚ständig‘ arbeitet, Verantwortung im Betrieb hat und wenig Zeit, scheut möglicherweise den Schritt zum zusätzlichen politischen Engagement. Ich habe allerdings die Erfahrung gemacht, dass sich dieser Schritt lohnt. Aktuell beantragt meine Steuerkanzlei beispielsweise viele Corona-Überbrückungshilfen. Ich erlebe hautnah, dass die Bundeshilfen für die von uns betreuten Unternehmen zu bürokratisch aufgebaut sind. Da hat das Land mit seinen Hilfen einen besseren Job gemacht. Diese Erfahrungen und die Bedürfnisse der Unternehmen speise ich natürlich in die Politik bzw. ganz konkret über meine Fraktion im Landtag ein. So wird ein aktives Nachjustieren aufgrund der Expertise aus der Praxis möglich.
	Unternehmen: Steuerberaterkanzlei Aras
	Partei: Bündnis 90/Die Grünen
	Wahlkreis: Stuttgart I
	Nachname: Aras
	Position: Inhaberin
	aktiv seit: 1993
	Listenplatz: Direktkandidatin (Einstimmen-Wahlrecht)


